
Unsere Positionen zur OB-Wahl

Voraussichtlich im Februar 2025 wird ein*e neue*r Oberbürgermeister*in für Halle gewählt. Als 
Linke werden wir uns aktiv in die Wahl einbringen. Dabei steht für uns konkrete Politik für die 
Menschen im Vordergrund. Entscheidend ist für uns, dass der*die neue OB die sozialen 
Interessen der Mehrheit der Hallenser*innen vertritt und ihre Lage verbessert. Für uns ist ein*e 
Kandidat*in dann wählbar, wenn er*sie folgende Punkte erfüllt. Uns ist dabei klar, dass Politik 
nicht am Reißbrett funktioniert, auch Kompromisse bedeutet und der OB-Posten nicht dazu 
befugt, alles durchzusetzen, was man möchte. Wir brauchen aber Politik, die in die richtige 
Richtung geht und können nur Kandidat*innen unterstützen, bei denen wir sehen, dass sie sich 
entsprechend einsetzen. 

Das sind unsere konkreten Forderungen:

1. Die Mietpreisexplosion bekämpfen. Ein*e Oberbürgermeister*in muss es sich zur 
Priorität machen, für günstige Mieten zu sorgen. Immer größere Teile des Einkommens 
der Hallenser*innen werden dafür aufgewendet, dass sie ein Dach über dem Kopf 
haben. Das sorgt für Verarmung, Frust und Segregation. Die Linke fordert, dass 
günstige Mieten deshalb zum Kernanliegen der kommenden Jahre werden. Der*die OB 
muss sich gemeinsam mit dem Stadtrat für die Deckelung der Mieten bei HWG und 
GWG einsetzen, gleichzeitig müssen dafür die Unternehmen  finanziell entlastet werden 
um ihnen Spielräume zu eröffnen. Daneben müssen wir dafür sorgen, dass die teilweise 
dreiste Abzocke durch private Vermieter*innen eingeschränkt wird.

2. Eine Stadt für Alle schaffen. Bei der Stadtplanung müssen die Interessen der 
Menschen in den Vierteln und der Stadtgesellschaft ins Zentrum rücken, sie darf sich 
nicht an den Interessen der Investor*innen orientieren. Die Stadt darf keine Flächen 
verkaufen (Erbpacht statt Verscherbelung des Tafelsilbers). Neu geschaffener 
Wohnraum muss bezahlbar sein und es braucht überall auch unkommerzielle 
Aufenthaltsmöglichkeiten für die Bürger*innen. Der Fokus unserer Entwicklung darf nicht 
auf Prestigeprojekten liegen, sondern muss sich an den konkreten Bedürfnissen der 
Anwohner*innen orientieren.

3. Das Bildungssystem sozial gerecht gestalten. Wir fordern von einem*r OB, dass 
diese*r sich grundsätzlich gegen höhere Kita-Gebühren ausspricht und einsetzt. Es 
braucht statt Erhöhungen eine Perspektive für eine sozial gerechte Bildung, die 
kostenfrei sein muss. Darüber hinaus muss die Sanierung von Schulen weitergehen. 
Insbesondere die Schulen in den Großwohnsiedlungen müssen gestärkt werden.

4. Die Verkehrswende sozial gerecht voranbringen. Für die Verkehrswende braucht es 
zwei zentrale Vorhaben: Zum einen muss der ÖPNV gestärkt werden und muss für alle 
zugänglich sein. Ein*e OB muss sich dafür einsetzen, dass es günstige Tickets auf dem 
Weg zum fahrscheinlosen ÖPNV gibt, die jährlichen Erhöhungen beim mdv müssen 
aufgefangen werden. Darüber hinaus muss er*sie eine starke Stimme für die 
Erweiterung des Angebotes sein – und jede Reduzierung strikt ablehnen. Zum anderen 
muss die Stadt von der „Autogerechtigkeit“ hin zur Gleichheit aller 
Verkehrsteilnehmer*innen umgebaut werden. Es braucht sichere Fahrradwege, die 
Umnutzung von Parkflächen und eine autoarme Innenstadt.

5. Die Arbeitsbedingungen verbessern. Der*die OB ist Hauptverwaltungsbeamte*r, also 
auch zuständig für das Personal der Stadt. Als Linke können wir nur Personen 
unterstützen, die sich für gute Arbeitsbedingungen einsetzen.

6. Die Demokratie verteidigen. Wir wollen eine antifaschistische Stadtspitze. Das heißt 
konkret, dass sich der*die OB gegen jede Form der Menschenfeindlichkeit engagiert und 



entsprechende Akteur*innen in der Stadtgesellschaft stärkt. Darüber hinaus muss jede 
Kooperation mit der rechtsextremen AfD verweigert werden.

7. Echte Partizipation ermöglichen. Wir wollen keine*n OB, der* die von oben durchregiert 
und sich die Zustimmung zu den eigenen Vorhaben nachträglich erpresst. Wir wollen 
eine*n OB, der*die mit den Bürger*innen und Stadtrat zusammenarbeitet und es 
ermöglicht, sich einzubringen – und zwar bevor die Entscheidungen gefällt werden.


